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Pressemitteilung 23/2026 
Halle (Saale), den 01.09.2026 

Sachsen-Anhalt vor der Wahl: Ausländerfeindliche Politik 
könnte Arbeitskräftemangel deutlich verschärfen 

Sollte die AfD nach der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt regieren, könnte 
ihre Politik die Wirtschaft in dem Bundesland erheblich beeinträchtigen. 
Nach Schätzungen des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Halle 
(IWH) würden Sachsen-Anhalt infolge eines fremdenfeindlichen Klimas 
in der nächsten Legislaturperiode Tausende Arbeitskräfte und eine 
Wertschöpfung von bis zu 3,2 Milliarden Euro entgehen. 

Nach der Landtagswahl am 6. September 2026 in Sachsen-Anhalt ist laut Umfragen 
eine AfD-Alleinregierung möglich. Eine fremdenfeindliche Politik könnte dann den 
Arbeitsmarkt in dem Bundesland zusätzlich belasten. Dieser ist vom demografi-
schen Wandel so stark betroffen wie in kaum einem anderen Bundesland. Der Aus-
länderanteil an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten gehört bundesweit 
zwar zu den niedrigsten; doch zu einem erheblichen Teil hat in den vergangenen 
Jahren die Integration von Geflüchteten den Arbeitsmarkt stabilisiert. Am Ende der 
nächsten Legislaturperiode im Jahr 2031 dürften in Sachsen-Anhalt laut aktuellen 
Prognosen bei einer Fortführung der aktuellen Politik 32 000 Beschäftigte fehlen – 
infolge einer gegen Migration gerichteten Politik dürfte die Lücke auf 46 000 feh-
lende Beschäftigte anwachsen. Laut Schätzungen des Leibniz-Instituts für Wirt-
schaftsforschung Halle (IWH) entginge dem Bundesland damit über die Legislatur-
periode eine Wertschöpfung in der Größenordnung von 1,8 bis 3,2 Milliarden Euro. 

„Eine fremdenfeindliche Politik würde die Arbeitskräfteknappheit in Sachsen-
Anhalt deutlich verschärfen“, sagt IWH-Präsident Reint Gropp. „Sachsen-Anhalt hat 
eine der ältesten Beschäftigtenstrukturen Deutschlands: Wenn die Politik Stim-
mung gegen Zuwanderung macht, werden Tausende zusätzliche Stellen unbesetzt 
bleiben. Das Land würde spürbar an Wohlstand verlieren.“ 

Gropp hat die Studie zusammen mit IWH-Forscher Alexander Reifschneider ver-
fasst. Den beiden Ökonomen zufolge würde sich eine migrationsfeindliche Politik 
vor allem in solchen Branchen niederschlagen, in denen zwei Dinge zusammen-
kommen: ein hoher Ausländeranteil und ein Engpass, also ein bundesweiter Mangel 
an Arbeitskräften. In Sachsen-Anhalt wären ausbleibende Arbeitskräfte am 
schwersten in Branchen wie der Lebensmittelzubereitung, der Gastronomie, dem 
Tiefbau, der Logistik und der Human- und Zahnmedizin zu ersetzen. Jeder fünfte 
Arzt in Sachsen-Anhalt ist Ausländer. 

Was ein Wechsel zu einer zuwanderungskritischen Politik für die Migration bedeu-
ten könnte, haben die Forscher anhand von drei Fällen auf drei unterschiedlichen 
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Regierungsebenen im Vereinigten Königreich, in Italien und in Deutschland ge-
schätzt. Nach dem Brexit, dem Sieg der rechtspopulistischen Lega Nord in Bürger-
meisterwahlen und der Amtsübernahme eines AfD-Landrats im thüringischen 
Sonneberg sank die Zuwanderung jeweils erheblich, um rund 32 bis 65%. Eine Kom-
pensation fand nicht statt: In keinem der Fälle lässt sich eine Rückkehr von Ausge-
wanderten beziehungsweise ein Umzug von Einheimischen belegen. 

Für die Studie haben die Ökonomen die demografische Entwicklung aus den amt-
lichen Bevölkerungsprognosen mit dem Rückgang der Zuwanderung zusammen-
geführt, wie er sich in den genannten Fällen dokumentiert. Demnach werden in 
Sachsen-Anhalt in der Legislaturperiode von 2027 bis 2031 rund 61 000 deutsche 
Beschäftigte zusätzlich aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden. Der ausländische Zuzug 
dämpft diesen Abgang, gleicht ihn aber nicht aus: Setzt er sich im heutigen Tempo 
fort, kommen rund 29 000 Beschäftigte hinzu. Unter einer AfD-geführten Landes-
regierung kämen gemessen an dem Mittelwert der internationalen Evidenz nur 
noch rund 15 000 hinzu. Demnach fehlten dann zusätzlich 14 000 Beschäftigte in 
Sachsen-Anhalt. 

Veröffentlichung 
Reint E. Gropp, Alexander Reifschneider: Demografischer Wandel, ausländische Be-
schäftigte und der Arbeitsmarkt Sachsen-Anhalts vor der Landtagswahl am 6. Septem-
ber 2026. IWH Policy Notes 3/2026. Halle (Saale) 2026. 
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Die Aufgaben des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) sind die wirtschaftswissenschaft-

liche Forschung und wirtschaftspolitische Beratung auf wissenschaftlicher Basis. Das IWH betreibt evi-

denzbasierte Forschung durch eine enge Verknüpfung theoretischer und empirischer Methoden. Dabei 

stehen wirtschaftliche Aufholprozesse und die Rolle des Finanzsystems bei der (Re-)Allokation der Pro-

duktionsfaktoren sowie für die Förderung von Produktivität und Innovationen im Mittelpunkt. Das Insti-

tut ist unter anderem Mitglied der Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, die halbjährlich Gutachten 

zur Lage der Wirtschaft in der Welt und in Deutschland für die Bundesregierung erstellt. 
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Das IWH ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 97 eigenständige 

Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften 

über die Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute 

widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen. Aufgrund ihrer gesamt-

staatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. 

Weitere Informationen unter www.leibniz-gemeinschaft.de. 
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